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Donnerstag, 24. April 2025 
Vormittag 

Vorsitz: Standespräsidentin Silvia Hofmann / Standesvizepräsidentin Valérie Favre Accola 

Protokoll: Laura Beeli 

Präsenz: anwesend: 117 Mitglieder 

entschuldigt: Pajic, Stiffler, Walser 

Sitzungsbeginn: 8.15 Uhr 

   

1. Nachtragskredite 

 

Präsident der  
Geschäftsprüfungskommission: Hefti 

Regierungsvertretung:  Caduff, Bühler, Maissen, Peyer, Parolini 
 

   Antrag GPK 
   Von der Orientierungsliste der GPK über die genehmigten Nachtragskreditgesuche zum 

Budget 2025 Kenntnis zu nehmen. 
 

Beschluss 
Der Grosse Rat nimmt von der Orientierungsliste der GPK über die genehmigten Nach-

tragskredite, 1. Serie zum Budget 2025, Kenntnis. 

2. Wahl Kommission für Staatspolitik und Strategie, 1 Mitglied für den Rest der Amtsperiode 2022-2026 (Ersatz-

wahl)  
 

    Wahlvorschlag 

Schläpfer 

 
Wahl 

Der Grosse Rat genehmigt den Wahlvorschlag mit 99 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung. 

3. Aktionsplan «Green Deal für Graubünden» – Erlass eines Gesetzes über die Förderung und Finanzierung von 

Massnahmen zum Klimaschutz in Graubünden (BKliG) (Botschaften Heft Nr. 11/2024-2025, S. 679) (Fortsetzung) 
 

Vizepräsident der Kommission  

für Umwelt, Verkehr und Energie: Jochum 
Regierungsvertreter: Parolini 

 
II. Detailberatung (Fortsetzung) Art. 19 Abs. 3 

a) Antrag Kommissionsmehrheit (8 Stimmen; Jochum [Kommissionsvizepräsident],  
Berther, Berweger, Danuser [Cazis], Della Cà, Gort, Kohler, Sax; Sprecher: Jochum 

[Kommissionsvizepräsident]) und Regierung 
Gemäss Botschaft 

 
b) Antrag Kommissionsminderheit (2 Stimmen; Mazzetta, Müller; Sprecherin: Müller) 

Ändern wie folgt: 
Die Schuld der Spezialfinanzierung ist auf 50 100 Millionen Franken begrenzt. 

 
Abstimmung 

Der Grosse Rat folgt dem Antrag der Kommissionsmehrheit und Regierung mit 81 zu 
27 Stimmen bei 0 Enthaltungen. 
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Art. 20 Abs. 1 lit. a 
a) Antrag Kommissionsmehrheit (6 Stimmen: Berther, Danuser [Cazis], Kohler,  

Mazzetta, Müller, Sax; Sprecher: Sax) und Regierung 
Gemäss Botschaft 

 

b) Antrag Kommissionsminderheit (4 Stimmen: Jochum [Kommissionsvizepräsident], 
Berweger, Della Cà, Gort; Sprecher: Berweger) 

Ändern wie folgt: 
15 bis 30 Prozent des Kantonsanteils an der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe 

(LSVA), sofern das maximale Vermögen nicht überschritten wird; 
und 

Ändern Art. 56 Abs. 1 lit. a Strassengesetz wie folgt: 
Beiträge und zweckgebundene Anteile aus Bundeserträgnissen, inklusive 70 bis 85 Pro-

zent des gesamten Anteils an der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA); 
 

Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der Kommissionsmehrheit und Regierung mit 64 zu 

51 Stimmen bei 0 Enthaltungen. 
 

 

Art. 20 Abs. 1 lit. b 

Antrag Kommission und Regierung 
Ändern wie folgt: 

den Kantonsanteil an dem von der Schweizerischen Nationalbank in einem Jahr ausge-
schütteten Gewinn, soweit dieser 60 50 Millionen Franken übersteigt; 

 
Angenommen 

 
 

Art. 20 Abs. 1 lit. c, lit. d und neue lit. e 
Antrag Kommission und Regierung 

Sinngemässe Überführung von Art. 28 und Art. 29 in Art. 20 als neue lit. d und lit. e wie 
folgt: 

c) ordentliche und ausserordentliche Beiträge aus allgemeinen Staatsmitteln nach Arti-

kel 21; und 
d) einmalige sowie befristete Einlagen gemäss den Schlussbestimmungen dieses Geset-

zes. die einmalige Zuweisung von allgemeinen Staatsmitteln im Umfang von 200 

Millionen Franken im Jahr des Inkrafttretens dieses Gesetzes; und 

e) die Zuweisung des Kantonsanteils an den bis 2030 befristeten Ergänzungsbei-

trägen des Bundes zum Ressourcenausgleich, soweit dieser Anteil in einem Jahr 

30 Millionen Franken übersteigt. 

 

Angenommen 
 

 

Art. 21 

Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 

 
Angenommen 

 
 

4.2. GRUNDSÄTZE DER MITTELVERWENDUNG 

Art. 22 

Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 

 
Angenommen 

 
 

Art. 23 
Antrag Kommission und Regierung 

Gemäss Botschaft 

 
Angenommen 
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Art. 24 
Antrag Kommission und Regierung 

Gemäss Botschaft 
 

Angenommen 

 
 

5. Vollzug 

Art. 25 

Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 

 
Angenommen 

 
 

Art. 26 
Antrag Kommission und Regierung 

Gemäss Botschaft 
 

Antrag SVP (Metzger) 
Ändern wie folgt: 

Der Vollzugsaufwand dieses Gesetzes kann wird der Spezialfinanzierung belastet wer-
den. 

 
Abstimmung 

Der Grosse Rat folgt dem Antrag SVP (Metzger) mit 59 zu 54 Stimmen bei 
2 Enthaltungen. 

 
 

Art. 27 
Antrag Kommission und Regierung 

Ändern wie folgt: 
Die Regierung erstattet dem Grossen Rat periodisch alle vier Jahre Bericht über: 

a) den Stand der Zielerreichung (Erfolgskontrolle) und den Mitteleinsatz aus der Spezi-

alfinanzierung; sowie 
b) die Priorisierung der künftigen Mittelverwendung aus der Spezialfinanzierung. 

 
Antrag Claus 

Ändern wie folgt: 
Periodische Berichterstattung und Evaluation der Spezialfinanzierung 

Die Regierung überprüft die Notwendigkeit, Zweckmässigkeit und Wirksamkeit der 

Spezialfinanzierung und erstattet dem Grossen Rat periodisch alle vier Jahre Bericht 

über: 
a) den Stand der Zielerreichung (Erfolgskontrolle) und den Mitteleinsatz aus der Spezi-

alfinanzierung; sowie 
b) die Priorisierung der künftigen Mittelverwendung aus der Spezialfinanzierung.; und 

c) die Weiterführung, Abänderung oder Aufhebung der Spezialfinanzierung. 
und 

Streichen Art. 30  

 

Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der Kommission und Regierung mit 61 zu 55 Stimmen 

bei 0 Enthaltungen. 
 

 

6. Schlussbestimmungen 

Art. 28 
a) Antrag Kommissionsmehrheit (8 Stimmen; Jochum [Kommissionsvizepräsident],  

Berther, Berweger, Danuser [Cazis], Della Cà, Gort, Kohler, Sax; Sprecher: Jochum 
[Kommissionsvizepräsident]) und Regierung 

Gemäss Botschaft 
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b) Antrag Kommissionsminderheit (2 Stimmen: Mazzetta, Müller; Sprecherin: Müller) 
Ändern wie folgt: 

Der Spezialfinanzierung werden im Jahr des Inkrafttretens dieser Bestimmung einmalig 
allgemeine Staatsmittel im Umfang von 200300 Millionen Franken zugewiesen. 

 

Die Kommissionsminderheit zieht ihren Antrag zurück. 
 

Angenommen 
 

Hinweis: Art. 28 findet sich neu in Art. 20 Abs. 1 lit. d 
 

 

Art. 29 

Antrag Kommission und Regierung 
Gemäss Botschaft 

 
Angenommen 

 
Hinweis: Art. 29 findet sich neu in Art. 20 Abs. 1 lit. e 

 
 

Nachdem Art. 28 und Art. 29 neu in Art. 20 Abs. 1 eingeflossen sind, ändert sich die 
nachfolgende Artikelnummerierung entsprechend. 

 

Art. 30 Abs. 1 

Antrag Kommission und Regierung 
Ändern wie folgt: 

Die Regierung überprüft spätestens alle acht Jahre nach der Einführung der Spezialfi-
nanzierung deren die Notwendigkeit, Zweckmässigkeit und Wirksamkeit der Spezialfi-

nanzierung. 
 

Angenommen 
 

 

Art. 30 Abs. 2 
Antrag Kommission und Regierung 

Gemäss Botschaft 
 

Angenommen 
 

 

Neuer Artikel 31 

a) Antrag Kommissionsmehrheit (5 Stimmen: Jochum [Kommissionsvizepräsident],  
Berther, Berweger, Della Cà, Gort; Sprecher: Gort) 

Einfügen neuer Artikel wie folgt:  

Geltungsdauer 

Dieses Gesetz gilt bis zum 31. Dezember 2050. 
 

b) Antrag Kommissionsminderheit (5 Stimmen: Danuser [Cazis], Kohler, Mazzetta,  
Müller, Sax; Sprecherin: Müller) und Regierung 

Gemäss Botschaft 
 

Abstimmung 
Der Grosse Rat folgt dem Antrag der Kommissionsmehrheit mit 86 zu 31 Stimmen bei 

0 Enthaltungen. 
 

 

II. 

 
1. Der Erlass «Gesetz über die Unterstützung der Fortbildung Jugendlicher und Erwach-

sener im Kanton Graubünden (Fortbildungsgesetz)» BR 433.100 (Stand 1. Januar 2016) 
wird wie folgt geändert: 

 

Art. 3 Abs. 1 
Beschlussfassung vorgezogen (vgl. oben zu Art. 5 Abs. 1 lit. j BKliG) 
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2. Der Erlass «Strassengesetz des Kantons Graubünden (StrG)» BR 807.100 (Stand 
1. Januar 2016) wird wie folgt geändert: 

 

Art. 55 Abs. 3 

a) Antrag Kommissionsmehrheit (5 Stimmen: Jochum [Kommissionsvizepräsident],  

Berther, Berweger, Della Cà, Gort; Sprecher: Gort) 
Ändern wie folgt: 

Er legt mit dem Budget den ordentlichen Beitrag aus allgemeinen Staatsmitteln an die 
Strassenrechnung fest. Dieser Beitrag beträgt mindestens 25 Prozent und höchstens 75 

Prozent der Verkehrssteuern. Bei positivem Abschluss der Erfolgsrechnung kann der 
Grosse Rat zusätzliche Beiträge zum Abbau der Strassenschuld beschliessen. Übersteigt 

die Entsteht eine Strassenschuld 100 Millionen Franken, erhöht sich der Mindest-

beitrag auf 50 75 Prozent der Verkehrssteuern. 

 
b) Antrag Kommissionsminderheit (5 Stimmen: Danuser [Cazis], Kohler, Mazzetta,  

Müller, Sax; Sprecher: Danuser [Cazis]) und Regierung 
Gemäss Botschaft 

 
 Die Detailberatung wird am Donnerstagnachmittag, 24. April 2025, fortgesetzt. 

 
 

 
 

Schluss der Sitzung: 12.00 Uhr 
 

 
 

 
Es sind keine Vorstösse eingegangen.  

 
 

 
 

Für die Genehmigung des Protokolls 

durch die Redaktionskommission: 

Die Standespräsidentin: Silvia Hofmann 

Die Protokollführerin: Laura Beeli 
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